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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Die Zusatzversicherungen waren auch Gegenstand einer parlamentarischen Initiative
der grünen Berner Nationalrätin Teuscher. Sie forderte ein Verbot der Benachteiligung
der Frauen insbesondere bei der Prämiengestaltung in der Halbprivat- und
Privatversicherung. Die Mehrheit der vorberatenden Kommission sprach sich dafür aus,
der Initiative Folge zu geben. Eine von Borer (svp, SO) angeführte Minderheit plädierte
hingegen für die strikte Beibehaltung der Freiheit der Versicherungen und der
Versicherten in diesem Bereich. Mit 78 zu 77 Stimmen bei drei Enthaltungen wurde die
Initiative äusserst knapp angenommen. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.1999
MARIANNE BENTELI

Aber auch Borer sah bei den Zusatzversicherungen einen gewissen Handlungsbedarf.
Mit einer als Postulat überwiesenen Motion regte er an, es sei eine Stelle zu schaffen,
welche die Grund- und die Zusatzversicherung koordiniert. Zudem sollten
Versicherungsvorbehalte in den Zusatzversicherungen auf fünf Jahre beschränkt und
leistungsfreie Zeiten (auch bei Vorversicherern) im Sinn eines Bonussystems zu
Prämienermässigungen führen. 2

MOTION
DATUM: 08.10.1999
MARIANNE BENTELI

Im Grundsatz stimmte der Nationalrat bei der 2. KVG-Revision, auf die er mit 123 zu 2
Stimmen eintrat, diesem Modell zu. Zu einem politischen Hickhack führte aber die
Frage, wie viele zusätzliche Bundessubventionen für die Umsetzung nötig sind. Der
Ständerat hatte die Kosten seines Modells (maximal 8% für alle Versicherten) auf 300
Mio. Fr. veranschlagt. Die Ratslinke vertrat die Auffassung, es brauche mindestens
diesen Betrag, damit die Neuregelung der Prämienverbilligung ihr Hauptziel – die
Entlastung des Mittelstandes – erreichen könne. Die FDP wollte lediglich 150 Mio. Fr.
einschiessen. Sie begründete ihre Haltung damit, dass das Modell des Bundesrates mit
den Bandbreiten keinen Giesskanneneffekt mehr habe und damit zwangsläufig
kostengünstiger sei. Mit Unterstützung der CVP setzte sich der Antrag auf 300 Mio. Fr.
mit 97 zu 89 Stimmen durch. Zur absolut teuersten Lösung wurde diese Variante der
Zusatzfinanzierung aber durch einen mit 134 zu 48 Stimmen angenommenen Antrag
Borer (svp, SO), die Bundesleistungen fix an den Anstieg der Gesundheitskosten zu
koppeln. Borer argumentierte, die Indexierung zwinge den Bund zur stärkeren
Beteiligung an den Kosten, die er durch die von ihm bestimmten Ausweitungen der
Krankenkassenleistungen verursache. Durch die kumulative Wirkung des
Ausgangsbetrages und der Indexierung war das Fuder für die Bürgerlichen aber definitiv
überladen. Mit dem Hinweis, der Rat habe in wechselnden Mehrheiten auf alle
Vorschläge zur Kostendämpfung – Anhebung von Franchise und Selbstbehalt,
Aufhebung des Vertragszwangs zwischen Kassen und Ärzten – verzichtet, erteilten sie
der Vorlage, der letzten, welche die scheidende Bundesrätin Dreifuss im Parlament
vertrat, eine Abfuhr: In der Gesamtabstimmung wurde die 2. KVG-Revision mit 93 zu 89
Stimmen (bei 5 Enthaltungen) verworfen. FDP und SVP stimmten fast geschlossen
dagegen, SP und Grüne geschlossen dafür, ebenso eine knappe Mehrheit der CVP. Die
Linke wertete den Eklat als abgekartetes Spiel der Bürgerlichen. Es sei darum gegangen,
in der Öffentlichkeit den Eindruck zu erwecken, dass Dreifuss kein valables Gesetz
zustande gebracht habe, weshalb jetzt Bundesrat Couchepin, der ab dem nächsten
Jahr das EDI übernimmt, die Sache richten müsse. Die Vorlage geht zurück an den
Ständerat.

Mit dem negativen Resultat in der Gesamtabstimmung wurden auch alle anderen vom
Nationalrat gefällten Beschlüsse – zumindest vorderhand – hinfällig. Dies betrifft
insbesondere die Entlastung der Familie bei den Kinderprämien, die Einführung einer
Versichertenkarte, Massnahmen gegen die sogenannten Billigkassen, die eine gezielte
Risikoselektion betreiben, sowie die Planungskompetenz des Bundes im Bereich der
Spitzenmedizin. Diese Punkte wurden allesamt deutlich angenommen. Abgelehnt wurde
hingegen eine freiwillige Hotellerieversicherung in der Grundversicherung, eine
interkantonale Spitalplanung sowie eine kantonale Genehmigungspflicht für Hightech-
Einrichtungen. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.2002
MARIANNE BENTELI
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Bei der Behandlung der Spitalfinanzierung hatte der Ständerat abweichend vom
Vorschlag des Bundesrates auch eine Verfeinerung beim Risikoausgleich unter den
Krankenkassen vorgenommen, um der Jagd gewisser Krankenversicherungen auf so
genannte gute Risiken mit der Gründung von „Billigkassen“ entgegen zu treten.
Zusätzlich zu Alter und Geschlecht sei auch das Kriterium des erhöhten
Krankheitsrisikos aufzunehmen. Konkret sollen Kassen auch für Versicherte Geld
erhalten, welche schon im Vorjahr einmal in einem Spital oder Pflegeheim waren. Im
Nationalrat stellten Borer (svp, SO) und Stahl (svp, ZH) einen Nichteintretens- resp.
Rückweisungsantrag mit dem Argument, ein verfeinerter Risikoausgleich führe zu einem
enormen administrativen Mehraufwand, sei unnötig und wettbewerbsfeindlich. Ihre
Anträge wurden mit 93 zu 74 resp. 88 zu 80 Stimmen abgelehnt. In der Detailberatung
folgte der Rat dann durchgehend den Vorschlägen der Kommissionsmehrheit. In
Ergänzung zum Ständeratsbeschluss legte der Nationalrat fest, dass beim Kriterium
Spital- oder Pflegeheimaufenthalt im Vorjahr nur Aufenthalte von mehr als drei Tagen
berücksichtigt werden. Abgelehnt wurde ein Antrag der Linken, der den verfeinerten
Risikoausgleich definitiv verankern wollte. Damit bleibt der Ausgleich befristet, gemäss
Nationalratsfassung bis fünf Jahre nach dem Inkrafttreten der neuen Spitalfinanzierung,
wenn die neu eingeführten Fallpauschalen ihre volle Wirkung erzielen werden. Auch ein
weiteres vom Nationalrat eingeführtes Element, der Morbiditätsindikator, wurde an die
DRG-basierte Rechnungslegung angeknüpft. In der Gesamtabstimmung passierte der
Beschluss mit 107 zu 58 Stimmen. SP und GP stimmten geschlossen dafür, die SVP,
unterstützt von vereinzelten Abgeordneten aus CVP und FDP, einhellig dagegen. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.10.2007
MARIANNE BENTELI

Die Kommissionen für soziale Sicherheit und Gesundheit der beiden Räte behandelten
im Jahr 2016 eine parlamentarische Initiative Borer (svp, SO) zur Stärkung der
Selbstverantwortung im KVG, die von Nationalrat Brand (svp, GR) übernommen worden
war. Der Vorstoss verlangte, die minimale Vertragsdauer für besondere
Versicherungsmodelle in der Krankenversicherung, wie solche mit Wahlfranchise oder
einer Einschränkung der Arztwahl, von einem auf drei Jahre zu erhöhen. Entsprechende
Modelle werden von den Versicherten gewählt, da sie mit tieferen Prämien einher
gehen. Allzu oft komme es jedoch vor, so war in der Begründung des Vorstosses zu
lesen, dass Versicherte im Vorfeld geplanter medizinischer Eingriffe oder nach einer
Verschlechterung ihres Gesundheitszustandes aus den entsprechenden Modellen in
das Grundmodell mit der ordentlichen Franchise von CHF 300 wechseln, wo die eigene
Beteiligung an den Kosten tiefer ist. Dieses opportunistische Verhalten solle
unterbunden werden. Als positiver Nebeneffekt ergebe sich eine administrative
Vereinfachung, und die Wahlfreiheit der Versicherten bleibe erhalten. Im Grundmodell
sollen weiterhin Verträge von einem halben oder einem Jahr Laufzeit möglich sein. Im
Juni 2016 gab die nationalrätliche Kommission für Gesundheit und Soziales dem
Anliegen mit 17 zu 7 Stimmen Folge. Im August entschied die ständerätliche
Schwesterkommission mit 8 zu 4 Stimmen ebenfalls für Folge geben. Damit ging der
Auftrag an die SGK-NR, einen Erlassentwurf auszuarbeiten. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.06.2016
FLAVIA CARONI

Im April 2017 beriet die SGK-NR einen Vorentwurf zur Umsetzung der
parlamentarischen Initiative Borer (svp, SO) (übernommen von Brand (svp, GR)) zur
Stärkung der Selbstverantwortung im KVG, gemäss welchem eine Wahlfranchise
während dreier Jahre nicht gewechselt werden kann. Dadurch sollen kurzfristige
Wechsel zur Grundfranchise bei bekannten anstehenden medizinischen Eingriffen
verhindert und die Administrationskosten gesenkt werden. Ein Krankenkassenwechsel
der Versicherer wäre unter Beibehaltung der Franchise weiterhin möglich. Die
Kommission stimmte dem Vorentwurf mit 17 zu 6 Stimmen zu, eine Minderheit lehnte
ihn ab, da dadurch Personen mit chronischen Erkrankungen schlechtergestellt würden.
Zudem könnten den Versicherten so durch gesundheitliche oder finanzielle
Schwierigkeiten grosse Probleme entstehen. 
Im September 2017 schickte die SGK-NR den Vorentwurf in die Vernehmlassung. Dort
stiess er bei der SVP, BDP und CVP, sechs Kantonen (AI, BL, NW, SG, UR, ZG), dem
Gewerbeverband sowie einzelnen Leistungserbringern und Versicherern auf
Zustimmung. Die FDP und GLP sowie vier Kantone (AG, GR, JU, ZH) stimmten zwar
mehrheitlich zu, brachten aber auch Vorbehalte an. Die Befürworter lobten, dass die
Vorlage die Eigenverantwortung der Versicherten sowie die Solidarität zwischen
Gesunden und Kranken stärke und zur Kostensenkung beitrage. Sie brachten jedoch
verschiedene Verbesserungsvorschläge ein: die Beibehaltung von einjährigen
Wahlfranchisen mit Option auf mehrjährige Verträge; eine zwei- anstatt dreijährige
Mindestdauer der Franchisen; eine jährliche Möglichkeit, in höhere Franchisen zu

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.04.2017
ANJA HEIDELBERGER
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wechseln sowie eine vorgängige Analyse der Auswirkungen eines solchen
Systemwechsels. Trotz ihrer Zustimmung äusserten sie Zweifel, ob durch diese
Änderung wirklich ein Effekt der Kostendämpfung beobachtet werden könne.
Womöglich würden dadurch mehr Personen die Grundfranchise wählen und sich in der
Folge weniger kostenbewusst verhalten. Allenfalls würden die Versicherten dadurch
auch mehr Sozialhilfe oder Prämienverbilligungen benötigen, wodurch die Kosten für
die Kantone stiegen. 
Elf Kantone (AR, BE, FR, GE, GL, NE, OW, SO, TG, TI, VD), die SP, die Grünen sowie
zahlreiche Wirtschaftsverbände, Leistungserbringer, Versicherer,
Konsumentenvertreter und andere Interessierte lehnten den Entwurf ab. Entweder
bezweifelten sie die positive Wirkung der Vorlage auf die Selbstverantwortung der
Versicherten, auf die Kosten oder auf den Aufwand für die Versicherer oder sie
kritisierten die Einschränkungen der Wahlfreiheit der Versicherten und deren bereits
sehr hohe Selbstbeteiligung. 
Im April 2018 entschied die SGK-NR mit 11 zu 7 Stimmen bei 2 Enthaltungen, die Vorlage
mit einer kleinen Änderung zu überweisen. 6

Im April 2018 schlug die Debatte um die Franchisen speziell hohe Wellen, nachdem die
CEO der Krankenversicherung CSS, Philomena Colatrella, in einem Interview mit dem
SonntagsBlick vorgeschlagen hatte, neben anderen Massnahmen auch eine Erhöhung
der Mindestfranchise auf CHF 5'000 bis CHF 10'000 zu prüfen. Dadurch würden die
Prämien stark sinken – gemäss ersten Schätzungen auf CHF 170 pro Monat und Person
–, wodurch bei der Prämienverbilligung Gelder frei würden, um die sozial Schwächeren
bei der Bezahlung der Kosten innerhalb der Franchise zu unterstützen. Dadurch würde
die Eigenverantwortung gestärkt, wodurch wiederum die Gesundheitskosten sinken
würden, erklärte Colatrella. Dieser Vorschlag sorgte bei zahlreichen Akteurinnen und
Akteuren der Gesundheitspolitik für Aufruhr: Eine solche Erhöhung könne sich kaum
jemand leisten, war der Tenor. Für Patientenschützerin Susanne Hochuli würde dieser
Vorschlag das Ende des heutigen Kassensystems darstellen, weil die Kosten der sozialen
Abfederung nicht mehr durch die Prämiengelder bezahlt würden. Barbara Gysi (sp, SG)
befürchtete eine zusätzliche Belastung der sozial Schwächeren und Heinz Brand (svp,
GR) prognostizierte gar einen Volksaufstand. Neben der breiten Kritik wurden aber auch
verständnisvolle Stimmen laut, die eine umfassende Diskussion über alternative Modelle
forderten.

Gleichzeitig beschäftigte sich im Jahr 2018 auch die Politik ausführlich mit dem Thema
der Franchisen. So wurden 2018 neun Geschäfte zu diesem Thema beraten. Der
Nationalrat stimmte drei Motionen der FDP.Liberalen-Fraktion zu, gemäss denen die
Franchisen zukünftig regelmässig angepasst werden (Mo. 16.3110) und die Maximal- (Mo.
16.3111) und Minimalfranchise (Mo. 16.3112) erhöht werden sollen. Gehör im Nationalrat
fanden auch eine Motion Landolt (bdp, GL; Mo. 16.3084) zur Anpassung der
ordentlichen Franchise der OKP von CHF 300 auf mindestens CHF 400 sowie eine
parlamentarische Initiative Borer (svp, SO; Pa.Iv. 15.468) für eine Verlängerung der
Vertragsdauer bei besonderen Versicherungsformen wie Wahlfranchisen von einem auf
drei Jahre. Einer Forderung der SGK-SR zur Beibehaltung der Maximalrabatte bei allen
Wahlfranchisen (Mo. 17.3637) stimmte der Ständerat zu. Damit wollte er verhindern,
dass der Bundesrat die Maximalrabatte der mittleren Franchisen anpasst, wie ein
Bericht zuvor gefordert hatte. Einer ähnlichen Forderung bezüglich der Anzahl
Franchisenstufen (Motion Weibel (glp, ZH; Mo. 15.4222)) stimmte die kleine Kammer
ebenfalls zu. Lediglich eine Motion Stöckli (sp, BE; Mo. 17.3771) mit der gegensätzlichen
Forderung, wonach der Maximalrabatt der Wahlfranchise über CHF 500 von 70 auf 80
Prozent hätte erhöht werden sollen, lehnte er ab. Die Botschaft für eine regelmässige
Anpassung der Franchisen an die Kostenentwicklung (BRG 18.036) legte der Bundesrat
ebenfalls 2018 vor: Damit soll das Verhältnis zwischen Franchisen und Bruttokosten für
die OKP bei 1:12 fixiert werden; steigen die Kosten auf das Dreizehnfache der Franchise,
müsste diese erhöht werden. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.04.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im September 2018 nahm der Bundesrat zum Entwurf der SGK-NR im Rahmen der
parlamentarischen Initiative Borer (svp, SO) für eine Stärkung der Selbstverantwortung
im KVG Stellung. Er erklärte seine Unterstützung für den Minderheitsantrag Carobbio
Guscetti (sp, TI) auf Nichteintreten, da das strategische Wechseln der Franchisen
gemäss dem Bericht der SGK-NR nur in 0.17 Prozent der Fälle vorkomme und die
Krankenversicherungen dadurch jährlich lediglich CHF 5 Mio. einsparen könnten.
Diesem geringen Vorteil stünden jedoch zahlreiche Nachteile gegenüber, etwa eine

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.11.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Schwächung der Selbstverantwortung durch häufigere Wahl der Grundfranchise,
Mehrkosten für EL und Sozialhilfe und somit auch für Kantone und Gemeinden sowie
ein administrativer Mehraufwand für die Krankenversicherungen. 
In der Wintersession 2018 behandelte der Nationalrat den Entwurf. Als
Kommissionssprecher betonten Philippe Nantermod (fdp, VS) und Heinz Brand (svp, GR)
noch einmal den Nutzen der Vorlage: Das opportunistische «Franchisenhüpfen» müsse
gestoppt werden, auch wenn es sich dabei um ein untergeordnetes Problem handle.
Barbara Gysi (sp, SG) kritisierte im Namen der Minderheit Carobbio Guscetti vor allem
das Verhalten der Kommission, die trotz mehrheitlich negativer
Vernehmlassungsantworten keinen der Kritikpunkte in die Vorlage aufgenommen hatte.
Mit 111 zu 68 Stimmen bei einer Enthaltung sprach sich der Nationalrat für Eintreten auf
die Vorlage aus. Während die SP- und die Grünen-Fraktion Eintreten geschlossen
ablehnten, war die Situation aufseiten der Bürgerlichen weniger deutlich. Gespalten
zeigte sich insbesondere die FDP-Fraktion, aber auch in der SVP- und der CVP-Fraktion
lehnten einzelne Personen eine Behandlung der Vorlage ab. Knapper scheiterte der
Antrag Grüter (svp, LU) auf Rückweisung an die Kommission: Mit 86 zu 81 Stimmen bei 13
Enthaltungen stimmte der Rat für die Behandlung der Vorlage, wobei hier die Fronten
quer durch die meisten Fraktionen verliefen. 
In der Detailberatung versuchte eine Minderheit Ruiz (sp, VD), eine Ausnahmeklausel für
Personen, bei denen neu eine chronische oder schwere Krankheit diagnostiziert wurde,
zu schaffen. Eine solche lehnte der Nationalrat jedoch mit 118 zu 56 Stimmen (bei 1
Enthaltung) ab. Ebenfalls abgelehnt wurde eine vom Bundesrat vorgeschlagene und von
der Kommissionsmehrheit unterstützte Pflicht für die Krankenversicherungen, die
Versicherten zwei Monate vor Ablauf der Frist auf ihre Wahlmöglichkeit hinzuweisen.
Mit 112 zu 62 Stimmen (3 Enthaltungen) folgte die grosse Kammer einer Minderheit
Humbel (cvp, AG), welche unter anderem die Kosten für die Versicherungen «ohne
Mehrwert für die Versicherten» scheute. Mit 113 zu 60 Stimmen (bei 5 Enthaltungen)
verabschiedete der Rat die Vorlage in der Gesamtabstimmung. 8

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Eine im Vorjahr vom Nationalrat angenommene Motion Borer (svp, SO), die eine
gesonderte Krankenversicherung für Asylsuchende und vorläufig Aufgenommene
verlangt hatte, wurde vom Ständerat lediglich als Postulat angenommen. 9

MOTION
DATUM: 14.03.2002
MARIANNE BENTELI
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